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Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des 2. Haushaltsstrukturgesetzes 

A. Problem 

Milderung der Rentenanrechnung (Ruhensregelung) für die von 
Artikeln 2 und 3 des 2. Haushaltsstrukturgesetzes vom 22. Dezem-
ber 1981 (BGBl. I S. 1523) betroffenen Versorgungsempfänger. 

B. Lösung 

Für die von der Ausdehnung der Ruhensregelung des § 55 
BeamtVG Betroffenen soll der zu berücksichtigende Rentenbetrag 
um 40 vom Hundert gemindert werden; neben der Rente sollen 
mindestens 40 vom Hundert der Versorgungsbezüge belassen 
bleiben. Entsprechendes soll für § 55 a des Soldatenversorgungs-
gesetzes (SVG) gelten. 

Diese Regelung entlastet im Zusammenhang mit dem Abbau des 
Ausgleichs nach Artikel 2 § 2 und Artikel 3 § 3 des 2. HStruktG die 
von der Ausdehnung der Ruhensregelung des § 55 BeamtVG Be-
troffenen. 
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C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

(Gesamtbereich des öffentlichen Dienstes) — geschätzt —  

— in Mio. DM — 

1990 	1991 	1992  

441 	474 	509 
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Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des 2. Haushaltsstrukturgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

§1 

Änderung des 2. Haushaltsstrukturgesetzes 

Das 2. Haushaltsstrukturgesetz vom 22. Dezember 
1981 (BGBl. I S. 1523), zuletzt geändert durch ..., 
wird wie folgt geändert: 

1. In Artikel 2 § 2 Abs. 3 Buchstaben a und b wird die 
Zahl „20" durch die Zahl „40" ersetzt. 

2. In Artikel 3 § 3 Abs. 4 Buchstaben a und b wird die 
Zahl „20" durch die Zahl „40" ersetzt. 

3. Absatz 2 gilt nicht im Land Berlin. 

§2 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. 

§3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1990 in Kraft 
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Begründung 

Nach Artikel 2 § 2 Abs. 3 und Artikel 3 § 3 Abs. 4 des 
2. HStruktG ist § 55 BeamtVG bzw. § 55 a SVG für die 
von der Ausdehnung der Ruhensregelung betroffenen 
Versorgungsempfänger mit bestimmten Maßgaben 
anzuwenden. So sind neben der Rente mindestens 
20 v. H. der Versorgungsbezüge zu belassen und der 
zu berücksichtigende Rentenbetrag um 20 v. H. zu 
vermindern. Diese Abmilderungen wirken sich neben 
einem noch gezahlten Ausgleich (Artikel 2 § 2 Abs. 1 
und 2 sowie Artikel 3 § 3 Abs. 2 und 3 des 

2. HStruktG) aus, sobald und soweit die Verbesserung 
höher ist als der Ausgleich. Diese Härteregelungen 
haben sich als unzureichend erwiesen, insbesondere 
unter dem Gesichtspunkt des Vertrauensschutzes. Es 
erscheint deshalb erforderlich, den Anrechnungsfrei-
betrag und den Mindestbelassungsbetrag weiter zu 
erhöhen. 

Durch die Gesetzesänderung werden die Beträge von 
jetzt 20 v. H. auf 40 v. H. erhöht. 


